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PANORAMA

Amtsgericht Bonn, Urteil vom 30. 10. 2017 (AZ: 118 C 253/16), Landgericht Bonn, AZ: 5 S 155/17 und 19 O 412/17

Heimschließung: Keine Pfl icht zur Übernahme aller Kosten
Das Amtsgericht Bonn hatte ei-
nen Heimträger nach der ord-
nungsrechtlich erzwungenen 
Schließung seiner Einrichtung 
dazu verpfl ichtet, den dort le-
benden Bewohnern bis zu deren 
Lebensende die Di� erenz der 
Heimkosten zu erstatten, die den 
Bewohnern infolge ihres Umzugs 
in andere Einrichtungen entstan-
den (siehe Altenheim 2/18 und 
3/18). Die Di� erenz war nicht un-
erheblich, da die Einrichtung zum 
Zeitpunkt ihrer Schließung ledig-
lich Heimkosten berechnete, die 
unterhalb des unteren Drittels 
der vergleichbaren Einrichtungen 
im Umkreis lagen. Entsprechend 
empfi ndlich traf der Umzug die 
Bewohner nicht nur in persönli-
cher, sondern auch in fi nanzieller 
Hinsicht. Im Prozess wandte die 
Einrichtung ein, dass ihr gemäß 
§ 12 Abs. 4 S. 2 WBVG im Fal-
le einer Schließung des Betrie-
bes ein Kündigungsrecht zuste-
hen würde und der Schaden da-
her zumindest auf den Zeitraum 
bis zur ersten Kündigungsmög-
lichkeit begrenzt sein müsste.  
Das Amtsgericht Bonn versag-
te dem Heimträger diesen Ein-
wand jedoch. Da die Schließung 
des Betriebes durch die Heim-
aufsichtsbehörde erfolgt wäre, 
wäre sie vom Heimträger zu ver-
treten gewesen. Als Folge sei es 
ihm nach Treu und Glauben ver-
wehrt, sich auf ein Kündigungs-
recht zu berufen. 

Vor dem Hintergrund, dass 
die Schließung auf einer Anord-
nung der Heimaufsichtsbehörde 
beruhte, erschien dieser Ansatz 

des Gerichts aus der Sicht der 
betro� enen Bewohner mehr als 
plausibel. Dabei verkannte das 
Gericht jedoch, dass diese Recht-
sprechung eine gleiche Pfl icht 
auch den Heimträgern auferlegt, 
die vorsätzlich ihren Betrieb aus 
sachlich gerechtfertigten Erwä-
gungen schließen, wie z. B. feh-
lende Wirtschaftlichkeit, Er-
krankung des Betriebsinhabers 
selbst oder bei einer Betriebs-
aufgabe mit dem Ziel, in den Ru-
hestand zu treten, etc. Wenn die 
Anordnung einer Heimaufsicht, 
dazu führt, dass die Schließung 
des Betriebes vom Heimträger 
verschuldet wird und er deshalb 
auch nach Kündigung der Heim-
verträge verpfl ichtet bleibe, sei-
nen Bewohner auf Lebenszeit 
die Heimkostendi� erenz zu er-
statten, die den Bewohnern bei 
einem Umzug in teurere Ein-
richtungen entstehen, dann gilt 
dies erst recht, wenn der Heim-
träger vorsätzlich seinen Betrieb 
schließt, um in den Ruhestand 
zu treten!

Dass dieser Ansatz nicht rich-
tig sein kann, hat das Landgericht 
Bonn nunmehr sowohl im Beru-
fungsverfahren (AZ: 5 S 155/17) 
als auch in einem zweiten erst-
instanzlichen Verfahren (AZ: 19 
O 412/17) entschieden. Das Land-
gericht Bonn hat darauf hinge-
wiesen, dass das Kündigungs-
recht des Heimträgers im Falle 
einer Schließung des Betriebes 
nach §  12 Abs.  1 Nr.  1 WBVG) 
unabhängig davon besteht, ob 
der Heimbetrieb schuldhaft ge-
schlossen wurde oder nicht. 

Auch aus Sicht des betro� e-
nen Bewohners, der sich einen 
neuen Heimplatz suchen muss, 
ist es für den mit dem Umzug 
verbundenen persönlichen und 
fi nanziellen Einschnitt unerheb-
lich, ob die Schließung des Hei-

mes auf einer vorsätzlichen Ent-
scheidung des Heimträgers, ei-
ner behördlichen Entscheidung 
oder auf einer schicksalhaften 
Erkrankung des Trägers beruht.
Der Gesetzgeber hat durch die 
Kündigungsfrist nach § 12 Abs. 4 
S 2 WBVG einen angemessenen 
Ausgleich gefunden zwischen 
den Interessen des Bewohners, 
Zeit zu haben, einen geeigneten 
neuen Heimplatz zu suchen und 
den Interessen des Heimträgers, 
berechtigt zu sein, sich aus der 
Branche zurückzuziehen und 
den Betrieb zu schließen.

Gerade familiäre Kleinbetrie-
be, die durch Mitarbeit verschie-
dener Familienmitglieder häufi g 
unterdurchschnittliche Pfl ege-
sätze haben und die die massi-
ve Anhebung der baulichen Stan-
dards, wie sie in verschiedenen 
Bundesländern zwischenzeit-
lich erfolgte, weder umsetzen 
können noch einen Käufer für 
ihre kleinen Betriebe fi nden, 
können mit den beiden aktuel-
len Entscheidungen des Land-
gerichtes Bonn aufatmen. Eine 
Aufgabe des Betriebs führt zu-

mindest nicht dazu, dass solche 
Träger ihren Bewohnern auf Le-
benszeit diejenige Heimkosten-
di� erenz erstatten müssen, die 
dem Bewohner bei einem Um-
zug in eine Einrichtung mit höhe-
ren baulichen Standards nahezu 
zwangsweise entstehen wird, so 
lange die Kündigungsfrist nach 
§ 12 Abs. 4 S. 2 WBVG durch den 
Heimträger eingehalten wird.

Im Rahmen sowohl einer vom 
Heimträger geplanten als auch 
einer ordnungsrechtlich erzwun-
genen Schließung des Betriebes 
ist den Heimträgern anzuraten, 
die Heimverträge mit den Be-
wohner schriftlich zu kündigen 
(§ 12 Abs. 1 S. 2 WBVG) und sich 
nicht auf eine reine Information 
der Bewohnerschaft und der An-
gehörigen über die geplante Be-
triebsaufgabe zu beschränken.

Der Heimträger bleibt jedoch 
verpfl ichtet, dem Bewohner in 
diesen Fällen die Kosten des 
Umzugs in angemessenem Um-
fang zu erstatten. Ferner hat der 
Heimträger dem Bewohner auf 
Nachfrage eine angemessene al-
ternative Versorgung zu zumut-
baren Bedingungen nachzuwei-
sen (vgl. § 13 WBVG). Die Frage, 
welche Kriterien den Rahmen 
bestimmen, an dem die Ange-
messenheit des angebotenen 
neuen Heimplatzes gemessen 
wird, musste vom Landgericht 
nicht entschieden werden. •
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